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Die Bundesregierung hat einen Gesetzentwurf zur Umsetzung der sog. NIS-2-Richtlinie der EU vorgelegt, der zugleich der

„Regelung wesentlicher Grundzüge des Informationssicherheitsmanagements in der Bundesverwaltung“ (20/13184) dienen

soll (vgl. hib – heute im bundestag – Nr. 657 vom 7.10.2024). Mit diesem „NIS-2-Umsetzungs- und Cybersicherheitsstärkungs-

gesetz“ werde der mit dem IT-Sicherheitsgesetz von 2015 und dem „IT-Sicherheitsgesetz 2.0“ von 2021 geschaffene Ord-

nungsrahmen laut Vorlage entsprechend der unionsrechtlichen Vorgaben „auf den Bereich bestimmter Unternehmen erwei-

tert“; zusätzlich werden den Angaben zufolge entsprechende Vorgaben für die Bundesverwaltung eingeführt. Ziel der NIS-2-

Richtlinie ist die Einführung verbindlicher Maßnahmen für Verwaltung und Wirtschaft, mit denen in der gesamten Europä-

ischen Union ein hohes gemeinsames Cybersicherheitsniveau sichergestellt werden soll, wie die Bundesregierung darlegt. Da-

nach sollen wichtige und besonders wichtige Einrichtungen vor Schäden durch Cyberangriffe geschützt und das Funktionie-

ren des europäischen Binnenmarktes verbessert werden. Zu den im Gesetzentwurf vorgesehenen Änderungen zähle laut Vor-

lage die „Einführung der durch die NIS-2-Richtlinie vorgegebenen Einrichtungskategorien, die mit einer signifikanten Auswei-

tung des bisher auf Betreiber Kritischer Infrastrukturen, Anbieter digitaler Dienste und Unternehmen im besonderen

öffentlichen Interesse beschränkten Anwendungsbereichs einhergeht“. Daneben sollen den Angaben zufolge wesentliche na-

tionale Anforderungen an das Informationssicherheitsmanagement des Bundes gesetzlich verankert und die Anforderungen

an Einrichtungen der Bundesverwaltung aus nationalen und unionsrechtlichen Vorgaben harmonisiert werden. Des Weiteren

will die Bundesregierung mit dem Gesetzentwurf das Instrumentarium des Bundesamts für Sicherheit in der Informationstech-

nik (BSI) im Hinblick auf von der NIS-2-Richtlinie vorgegebene Aufsichtsmaßnahmen ausweiten und den Katalog der Mindest-

sicherheitsanforderungen des Art. 21 Abs. 2 der Richtlinie in das BSI-Gesetz übernehmen. Zudem solle u. a. die bislang ein-

stufige Meldepflicht bei Vorfällen durch das dreistufige Melderegime der NIS-2-Richtlinie ersetzt werden. Dabei will die Bun-

desregierung den bürokratischen Aufwand für die Einrichtungen „im Rahmen des bestehenden mitgliedstaatlichen Umset-

zungsspielraums“ minimieren. Vgl. zur NIS2-Richtlinie auch Wegmann, BB 2023, 835 ff.
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Entscheidungen
EuGH: Lindenapotheke –Mitgliedstaaten

könnenMitbewerberneinesmutmaßlichen

VerletzersderDSGVOdieMöglichkeit einräu-

men,diesenVerstoßals verboteneunlautere

Geschäftspraxis gerichtlich zubeanstanden

1. Die Bestimmungen des Kapitels VIII der Ver-

ordnung (EU) 2016/679 des Europäischen Parla-

ments und des Rates vom 27. April 2016 zum

Schutz natürlicher Personen bei der Verarbei-

tung personenbezogener Daten, zum freien Da-

tenverkehr und zur Aufhebung der Richtlinie 95/

46/EG (Datenschutz-Grundverordnung) sind da-

hin auszulegen, dass sie einer nationalen Rege-

lung nicht entgegenstehen, die – neben den

Eingriffsbefugnissen der zur Überwachung und

Durchsetzung dieser Verordnung zuständigen

Aufsichtsbehörden und den Rechtsschutzmög-

lichkeiten der betroffenen Personen – Mitbewer-

bern des mutmaßlichen Verletzers von Vorschrif-

ten zum Schutz personenbezogener Daten die

Befugnis einräumt, wegen Verstößen gegen die

DSGVO gegen den Verletzer im Wege einer Kla-

ge vor den Zivilgerichten unter dem Gesichts-

punkt des Verbots der Vornahme unlauterer Ge-

schäftspraktiken vorzugehen.

2. Art. 8 Abs. 1 der Richtlinie 95/46/EG des Euro-

päischen Parlaments und des Rates vom 24. Ok-

tober 1995 zum Schutz natürlicher Personen bei

der Verarbeitung personenbezogener Daten

und zum freien Datenverkehr sowie Art. 9 Abs. 1

der Verordnung 2016/679 sind dahin auszule-

gen, dass in einem Fall, in dem der Betreiber ei-

ner Apotheke über eine Onlineplattform apothe-

kenpflichtige Arzneimittel vertreibt, Daten, die

seine Kunden bei der Onlinebestellung dieser

Arzneimittel eingeben müssen (wie z. B. Name,

Lieferadresse und für die Individualisierung der

Arzneimittel notwendige Informationen), Ge-

sundheitsdaten im Sinne dieser Bestimmungen

darstellen, auch wenn der Verkauf dieser Arznei-

mittel keiner ärztlichen Verschreibung bedarf.

EuGH, Urteil vom 4.10.2024 – C-21/23
(Tenor)

Volltext:BB-ONLINE BBL2024-2369-1

unterwww.betriebs-berater.de

EuGH: Schrems/Meta – Soziales Online-

Netzwerk wie Facebook darf nicht sämt-

liche personenbezogenen Daten, die es für

Zwecke der zielgerichteten Werbung erhal-

ten hat, zeitlich unbegrenzt und ohne Un-

terscheidung nach ihrer Art verwenden

1. Art. 5 Abs. 1 Buchst. c der Verordnung (EU)

2016/679 des Europäischen Parlaments und des

Rates vom 27. April 2016 zum Schutz natürlicher

Personen bei der Verarbeitung personenbezoge-

ner Daten, zum freien Datenverkehr und zur Auf-

hebung der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-

Grundverordnung) ist dahin auszulegen, dass

der darin festgelegte Grundsatz der „Datenmini-

mierung“ dem entgegensteht, dass sämtliche

personenbezogenen Daten, die ein Verantwort-

licher wie der Betreiber einer Onlineplattform

für ein soziales Netzwerk von der betroffenen

Person oder von Dritten erhält und die sowohl

auf als auch außerhalb dieser Plattform erhoben

wurden, zeitlich unbegrenzt und ohne Unter-

scheidung nach ihrer Art für Zwecke der zielge-

richteten Werbung aggregiert, analysiert und

verarbeitet werden.

2. Art. 9 Abs. 2 Buchst. e der Verordnung 2016/

679 ist dahin auszulegen, dass der Umstand,

dass sich eine Person bei einer öffentlich zu-

gänglichen Podiumsdiskussion zu ihrer sexuel-

len Orientierung geäußert hat, dem Betreiber ei-

ner Onlineplattform für ein soziales Netzwerk

nicht gestattet, andere Daten über die sexuelle

Orientierung dieser Person zu verarbeiten, die er

gegebenenfalls außerhalb dieser Plattform von

Anwendungen und Websites dritter Partner im

Hinblick darauf erhalten hat, sie zu aggregieren

und zu analysieren, um dieser Person personali-

sierte Werbung anzubieten.

EuGH, Urteil vom 4.10.2024 – C-446/21
(Tenor)

Volltext:BB-ONLINE BBL2024-2369-2

unterwww.betriebs-berater.de

EuGH: Keine Verpflichtung der Aufsichtsbe-

hörde zur Verhängung einer Geldbuße

gem. Art. 58 Abs. 2 DSGVO

Art. 57 Abs. 1 Buchst. a und f, Art. 58 Abs. 2 so-

wie Art. 77 Abs. 1 der Verordnung (EU) 2016/

679 des Europäischen Parlaments und des Rates

vom 27. April 2016 zum Schutz natürlicher Per-

sonen bei der Verarbeitung personenbezogener

Daten, zum freien Datenverkehr und zur Aufhe-

bung der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-

Grundverordnung) sind dahin auszulegen, dass

die Aufsichtsbehörde im Fall der Feststellung ei-

ner Verletzung des Schutzes personenbezoge-

ner Daten nicht verpflichtet ist, nach diesem

Art. 58 Abs. 2 eine Abhilfemaßnahme zu ergrei-
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